
DIE WICHTIGSTEN ERGEBNISSE IM ÜBERBLICK 

Adi Buxbaum/Josef Wöss
 ■ Der im Gefolge von Finanz- und Wirtschaftskrise eingeschlagene Austeritätskurs in Europa 

hat nicht nur den sozialen Zusammenhalt beträchtlich gefährdet, sondern auch die Wachs-

tumsdynamik gedämpft und das Vertrauen der BürgerInnen in Institutionen massiv und 

nachhaltig erschüttert

 ■ Der augenscheinlichste Beleg für das verfehlte „Krisenmanagement“ ist, dass die Arbeits-

losigkeit in Europa Rekordhöhen jenseits der 26-Millionen-Marke erreicht hat

 ■ Ein Paradigmenwechsel, der eine Kurskorrektur in Richtung einer aktiven und inklusiven 

Sozialpolitik bedeuten würde, ist aus heutiger Sicht nur bedingt wahrscheinlich. Gleichzeitig 

mehren sich aber prominente Stimmen, die eine Stärkung der sozialen Dimension – auch 

aus ökonomischer Perspektive (!) – in Europa fordern 

 ■ Ob ein europaweites „Sozialinvestitionspaket“ mit den ihm zugeschriebenen Potenzialen in 

den EU-Mitgliedstaaten realisiert werden kann, wird stark davon abhängen, wie die Sozial-

agenda makroökonomisch, rechtlich und institutionell eingebettet wird 

 ■ Zielgerichtete Investitionen in den Sozialstaat können – wie in den einzelnen Beiträgen dieser 

Publikation aufgezeigt wird – soziale Probleme adressieren und durch positive Wachstums- 

und Beschäftigungsimpulse auch einen Beitrag zur nachhaltigen Budgetkonsolidierung leisten 

 ■ Unbestritten ist jedenfalls: Nicht-Handeln und damit die Inkaufnahme des Fortbestehens 

von Problemen ist eine sehr teure Option, die mit massiven individuellen und gesellschaft-

lichen Folgekosten verbunden ist

Christian Schober/Olivia Rauscher
 ■ Im Mittelpunkt des Beitrags steht die Frage, wie die Kosten des Untätigseins (Cost of Inac-

tion) modellhaft abgebildet bzw. bewertet werden können 

 ■ Gemeinhin stellen Kosten-Nutzen-Analysen und Social-Return-on-Investment-Ansätze 

(SROI) brauchbare Methoden dar, die Wirkungen von bestimmten Handlungen/Interventio-

nen bzw. die Effekte von deren Unterlassung in Geldeinheiten zu bewerten

 ■ Im Falle der SROI-Analyse werden die Wirkungsketten umfassender als bei herkömmlichen 

Koste-Nutzen-Analysen abgebildet bzw. bewertet. Die monetarisierten Wirkungen werden 

schließlich den Investitionen (Input) gegenübergestellt, und es werden zumindest die Haupt-

stakeholder des analysierten Objekts (Organisation, Programm, Projekt) berücksichtigt

 ■ Eine SROI-Analyse zu den Wirkungen der mobilen Pflege in Wien ergibt: Jeder 2010 in die 

Mobilen Dienste investierte Euro schafft Wirkungen im monetarisierten Gegenwert von 3,70 

Euro (d. h., das Verhältnis der Investitionskosten zum „Return“ entspricht 1 : 3,7). Der größte 

Profit bzw. Nutzen entsteht für die Krankenhäuser (durch eine Kostenentlastung), gefolgt 

von den KlientInnen, der Wiener Bevölkerung insgesamt und den Angehörigen
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Ulrike Famira-Mühlberger
 ■ Die Wirkungen der Sozialpolitik sind vielfältig: Sie können einerseits konsum- und damit 

konjunkturstabilisierend sein (z. B. Leistungen aus der Pensions- und Arbeitslosenversiche-

rung), andererseits können sie als Investitionen angesehen werden, die mittel- und langfris-

tig einen positiven Wachstums- und Budgetbeitrag leisten (z. B. Gesundheitsschutz und 

Bildungsausgaben) 

 ■ Gerade die Bildungspolitik von heute hat einen gravierenden Einfluss auf die Sozialpolitik 

von morgen. Gut ausgebildete Personen haben beobachtbar bessere Chancen auf dem 

Arbeitsmarkt, sind weniger von Arbeitslosigkeit betroffen, sind in der Regel zufriedener mit 

ihrer Arbeit und auch gesünder 

 ■ Bildungspolitik im weiteren Sinn (u. a. schulische bzw. postschulische Bildung, Umschu-

lungen etc.) ist zentraler Bestandteil eines investiven Sozialstaats. Effektive Bildungspolitik 

beginnt allerdings in dem Bereich, der üblicherweise unter „Kinderbetreuung“ subsumiert 

wird, also in der frühkindlichen Lebensphase

 ■ Der Ausbau frühkindlicher Bildungsinstitutionen von hoher Qualität hat neben positiven Wir-

kungen für Kinder auch den Effekt, dass sich Eltern – in der Regel allerdings Frauen – inten-

siver am Arbeitsmarkt beteiligen können

 ■ Neben der Bildungspolitik stellen auch die aktive Frauen- und Familienpolitik sowie die 

 aktive Arbeitsmarkt- und Migrationspolitik wichtige präventive Elemente einer modernen 

Sozialpolitik dar

 ■ Soziale Investitionen sind allerdings kein Substitut für sozialen Schutz. Vielmehr ist eine 

grundlegende soziale Absicherung eine notwendige Bedingung für effektive soziale Inves-

titionen

Adi Buxbaum/Sybille Pirklbauer
 ■ Die Erkenntnis, dass sozialer Fortschritt und ökonomische Ziele im Gleichschritt erreicht 

werden können, lässt sich auch sehr eindrucksvoll am Beispiel des Ausbaus der sozia-

len Infrastruktur zeigen. Gerade hinsichtlich der Steigerung von Beschäftigung hat der 

Ausbau sozialer Dienste größere Effekte als jede andere Form des Einsatzes öffentlicher 

Mittel 

 ■ Fehlt soziale Infrastruktur, führt dies zu Verwerfungen auf dem (regionalen) Arbeitsmarkt 

bis hin zur Abwanderung insbesondere qualifizierter Arbeitskräfte, deren Vorhandensein für 

Standortentscheidungen von Unternehmen ein gewichtiger Faktor ist 

 ■ Das in der Europa-2020-Strategie definierte Beschäftigungsziel von europaweit 75 % in der 

Altersgruppe der 20- bis 64-Jährigen braucht u. a. eine entsprechende Erhöhung der Frau-

enbeschäftigung; Voraussetzung dafür ist eine Beseitigung der Erwerbsbarrieren durch die 

Entlastung von unbezahlter Familienarbeit 

 ■ Ein Ausbau der institutionellen Kinderbetreuung bewirkt über direkte Beschäftigungsmög-

lichkeiten und bessere Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

auch deutliche Mehreinnahmen für die öffentliche Hand
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 ■ Selbst bei relativ pessimistischen Annahmen hinsichtlich des Wirtschafts- und Beschäfti-

gungswachstums werden die Kosten für mehr und bessere Kinderbetreuung durch zusätz-

liche Einnahmen (Abgaben aus Beschäftigung und Einsparungen in der Arbeitslosenversi-

cherung) bereits nach vier Jahren zumindest neutralisiert

Silvia Hofbauer/Edith Kugi-Mazza/Lisa Sinowatz
 ■ Obwohl das duale Ausbildungssystem in Österreich eine breite gesellschaftliche Anerken-

nung genießt und europaweit als Vorzeigemodell bezeichnet wird, ist der Lehrstellenmarkt 

seit Langem durch einen deutlichen Rückgang der Ausbildungsbereitschaft der Betriebe 

gekennzeichnet

 ■ Durch den Ausbau der überbetrieblichen Ausbildung (ÜBA) ist es gelungen, die massiv 

rückläufige Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze zu kompensieren. Viele der Jugendli-

chen, die unter den zunehmend erschwerten Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt keine be-

triebliche Lehrstelle finden konnten, haben einen Ausbildungsplatz in einer Lehrwerkstätte 

gefunden

 ■ Gegenwärtig ist davon auszugehen, dass durchschnittlich etwa 9.500 Jugendliche jährlich 

an einer überbetrieblichen Ausbildung teilnehmen

 ■ Rund 60 % der 9.500 AusbildungsteilnehmerInnen verlassen die ÜBA im Laufe eines Jah-

res wieder. Sie wechseln entweder in ein betriebliches Lehrverhältnis, eine Beschäftigung, in 

Arbeitslosigkeit bzw. Qualifizierungsmaßnahmen oder in die Nichterwerbstätigkeit (z. B. Prä-

senzdienst oder Ähnliches). Die restlichen 40 % (etwa 3.800 Personen) verbleiben in der ÜBA. 

 ■ Neben positiven Effekten für die Jugendlichen hat die ÜBA auch einen beachtlichen Selbst-

finanzierungsgrad. AK-Modellrechnungen zeigen, dass sich die ÜBA im optimistischen Sze-

nario bereits nach fünf Jahren „rechnet“, im mittleren Szenario ist dies nach sechs Jahren 

der Fall, und selbst unter pessimistischen Annahmen übersteigen die Rückflüsse bereits 

nach sieben Jahren die laufenden ÜBA-Kosten

Kurt Kremzar
 ■ Die österreichische Bundesregierung verfolgt entsprechend ihrem Arbeitsprogramm  

(2013–2018) das ambitionierte Ziel, ein schulisches Tagesbetreuungsangebot von 200.000 

Plätzen ab dem Schuljahr 2018/2019 und somit eine Betreuungsquote von rund 30 % aller 

6- bis 14-jährigen SchülerInnen zu erreichen

 ■ Im Rahmen der schulischen Tagesbetreuung sollen die SchülerInnen durch einen altersge-

mäßen Ablauf von Lern-, Ruhe-, Spiel-, Förder- und Essenszeiten optimal gefördert und in 

ihrer persönlichen und leistungsbezogenen Entwicklung unterstützt werden

 ■ Gleichzeitig sollen dadurch die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie für Eltern erheblich verbessert werden. Durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze und 

durch die Ermöglichung einer Beschäftigungsaufnahme bzw. einer Ausweitung des geleis-

teten Beschäftigungsausmaßes – dies betrifft v. a. Frauen – entstünden erhebliche Mehrein-

nahmen für den Staat
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 ■ Die erstmals (!) für Österreich erstellten AK-Modellrechnungen zu den potenziellen  Effekten 

der bereits veranschlagten Investitionen im Bereich der schulischen Tagesbetreuungsan-

gebote belegen eindeutig, dass sich der Ausbau ganztägiger Schulformen budgetär mittel-

fristig „rechnet“

 ■ Bei einem optimistischen Szenario ist eine vollständige „Selbstfinanzierung“ der laufenden 

Ausgaben durch die kumulierten positiven Effekte bereits im dritten Jahr erreicht. Selbst  

bei einer pessimistischen Variante tritt ein positiver Budgeteffekt immerhin nach sechs  

Jahren ein

Josef Wöss/Erik Türk
 ■ Dass die Alterung der Gesellschaft eine enorme Herausforderung darstellt, ist evident – nur 

die Anpassungserfordernisse und die abgeleiteten Maßnahmen divergieren massiv in Ab-

hängigkeit von den analytischen Konzepten und – oft interessengeleiteten – Paradigmen

 ■ Aus ArbeitnehmerInnensicht ist es als massiver Fortschritt zu bewerten, dass die EU-Kom-

mission mittlerweile in einschlägigen Publikationen  zunehmend auf die Bedeutung von so-

genannten „ökonomischen Abhängigkeitsquoten“ hinweist und in ihrer – damit verstärkt 

arbeitsmarktbezogenen und das ökonomische Umfeld mitberücksichtigenden – Sichtweise 

einen entsprechenden analytischen Kontrapunkt zu den ausschließlich alterskohortenbezo-

genen Relationen und deren Veränderungen setzt

 ■ Die zukünftige Entwicklung der „ökonomischen“ Abhängigkeitsquote und die Finanzierbar-

keit der sozialstaatlichen Absicherung (u. a. in den Bereichen der Alterssicherung, Gesund-

heit und Pflege) werden nicht nur durch die demografischen Veränderungen, sondern ganz 

wesentlich auch durch die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt bestimmt werden

 ■ AK-Simulationen zeigen u.  a., dass ein Hinnehmen der aktuellen Verwerfungen auf dem 

europäischen Arbeitsmarkt besonders fatal wäre: Verharrten beispielsweise die Beschäfti-

gungsquoten im Jahr 2020 auf niedrigem Niveau und wären die Arbeitslosenquoten noch 

immer so hoch wie im Jahr 2010 (= Status-quo-Szenario), würde das – wegen des Rück-

gangs der Zahl der Menschen im Erwerbsalter – einen Rückgang der Zahl der Erwerbs-

tätigen um rund drei Millionen bewirken. Die in allen Altersgruppen existierenden Beschäfti-

gungspotenziale blieben damit weiterhin in sehr hohem Maße ungenützt

 ■ Ein völlig anderes Bild ergibt sich, wenn das Beschäftigungsziel der EU-2020-Strategie 

 erreicht werden würde (= EU-2020-Szenario). Durch die höheren Beschäftigungsquoten 

würde die Zahl der Erwerbstätigen – trotz Rückgangs der Bevölkerung im Erwerbsalter – um 

rund 19 Millionen steigen 

 ■ Dass eine positive Arbeitsmarktentwicklung einerseits deutliche Mehreinnahmen für die 

 öffentlichen Haushalte und anderseits wesentliche Ausgabensenkungen (z. B. für Arbeits-

losenunterstützung oder andere Einkommensersatzleistungen) bedeutet, ist evident und 

damit „doppelt“ positiv zu bewerten

 ■ Letztendlich wird es sehr stark von der künftigen Politikausrichtung abhängen, welche Ar-

beitsmarktentwicklungen tatsächlich eintreten werden. Der Unterschied für die öffentlichen 

Budgets ist offenkundig: Neben den menschlichen Schicksalen stehen rund 1.000 Mrd. 

Euro auf dem Spiel! 
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